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Bürgerrat Stadthausgasse 13 
Postfach, 4001 Basel 
061 269 96 2610 
stadthaus@bgbasel.ch 
www.bgbasel.ch 

 

 
Bericht Nr. 2258 des Bürgerrats zum Auftrag «Die Offenlegungspflicht der Interessen- 
bindungen und die erweiterte Ausstandspflicht bei der Bürgergemeinde der Stadt Basel»; 

Vorschlag für Neuregelung in der Gemeindeordnung und Änderung der 
Geschäftsordnungen des Bürgergemeinderates und des Bürgerrates und jeweiliger 
Ausführungsbestimmungen und Änderung des Reglements für die 
Einbürgerungskommission 

 

Der Aufsichtskommission zugestellt am 13. September 2024.  
Dem Bürgergemeinderat zugestellt am 14. März 2025. 

 
1. Auftragsinhalt und Überweisungsbeschluss des Bürgergemeinderats 

 
Der Bürgergemeinderat überwies am 21. März 2023 dem Bürgerrat den Auftrag, die Offenlegungs- 
pflicht der Interessenbindungen zu legiferieren und auch die Bestimmungen zur bereits geltenden Aus- 
standspflicht zu erweitern. 

mailto:stadthaus@bgbasel.ch
http://www.bgbasel.ch/
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Die Frist zur Vorlage des Berichts durch den Bürgerrat wurde vom Bürgergemeinderat am 18. Juni 
2024 bis 21. September 2024 erstreckt. 

2. Vorschlag für Neuregelung des Ausstands und der Offenlegung der Interessenbindungen 
in Gemeindeordnung, Geschäftsordnung des Bürgergemeinderates und Ausführungsbe- 
stimmungen, Geschäftsordnung des Bürgerrates und Ausführungsbestimmungen sowie 
im Reglement für die Einbürgerungskommission 

 
Die Bürgergemeinde kennt bis anhin keine Regelung für die Offenlegung von Interessenbindungen für 
Behördenmitglieder. Hingegen enthält die Geschäftsordnung des Bürgergemeinderates eine Bestim- 
mung für den Ausstand bei Abstimmungen. Diese gilt sinngemäss auch für den Bürgerrat. 

 
Um die Anliegen des Auftrags umzusetzen sind verschiedene Erlasse anzupassen. So auch die Ge- 
meindeordnung der Bürgergemeinde der Stadt Basel, in welcher der Grundsatz der Offenlegung der 
Interessenbindungen und die Ausstandspflicht neu aufzunehmen ist. Die Ausgestaltung der Offenle- 
gungs- und Ausstandspflicht orientiert sich an den entsprechenden Regelungen für den Grossen Rat. 

 
Nachfolgend wird pro Erlass dargelegt, wie die beiden neuen Regelungsbereiche legiferiert werden 
können. Auf Stufe Gemeindeordnung werden die Bestimmungen im Grundsatz aufgenommen; in den 
Geschäftsordnungen des Bürgergemeinderats und des Bürgerrats und den entsprechenden Ausfüh- 
rungsbestimmungen werden sie näher ausgeführt. Im Reglement für die Einbürgerungskommission 
werden beide Regelungsbereiche, in angepasster Version, ebenfalls aufgenommen. 

 
2.1. Gemeindeordnung (BaB 111.100) 

 
Bisherige Bestimmung Neue Bestimmung Bemerkung 

keine (III.) 4a Allgemeine Bestim- 
mungen 

Neuer Titel 

keine § 20a Offenlegung von Inte- 
ressenbindungen 

Auf Stufe Gemeindeordnung wird neu 
der Grundsatz der Offenlegungspflicht 
für Behördenmitglieder verankert. 

 1 Die Mitglieder des Bürgerge- 
meinderats und seiner Kom- 
missionen, des Bürgerrats 
und der Einbürgerungskom- 
mission legen, unter Vorbe- 
halt des Berufsgeheimnisses, 
ihre Interessenbindungen of- 
fen. 
2 Die Interessenbindungen 
werden veröffentlicht. 

Die Offenlegungspflicht soll für alle Be- 
hördenmitglieder der Bürgergemeinde 
gelten. 

 
 
 
 
 
Die Interessenbindungen werden publi- 
ziert. 

keine § 20b Ausstand Der Grundsatz der Ausstandspflicht 
wird neu in der Gemeindeordnung auf- 
genommen. 

 1 Die Mitglieder des Bürgerge- 
meinderats und seiner Kom- 
missionen, des Bürgerrats 
und der Einbürgerungs-kom- 
mission sowie Mitarbeitende 
der  Institutionen  und  der 

Die Ausstandspflicht gilt für alle Behör- 
denmitglieder und für Mitarbeitende der 
Institutionen und der Zentralen Dienste 
Bürgergemeinde. 
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 Zentralen Dienste der Bürger- 

gemeinde treten bei Geschäf- 
ten, an welchen sie oder 
ihnen nahestehende Perso- 
nen ein unmittelbares persön- 
liches Interesse haben, in den 
Ausstand. 
2 Die Ausstandspflicht gilt 
auch, wenn das Geschäft die 
unmittelbaren Interessen von 
natürlichen oder juristischen 
Personen betrifft, deren ge- 
setzliche, statutarische oder 
vertragliche Vertretung durch 
ein Behördenmitglied oder 
eine Mitarbeitende oder einen 
Mitarbeitenden wahrgenom- 
men wird. 
3 Die Mitglieder des Bürger- 
rats treten bei aufsichtsrecht- 
lichen Entscheiden, welche 
ihr Departement betreffen, in 
den Ausstand. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
4 Ein Ausstand findet nicht 
statt bei Behandlung und Ent- 
scheid von Geschäften, wel- 
che die Bürgergemeinde, ihre 
Institutionen oder die ihrer 
Aufsicht unterstellten Stiftun- 
gen und Korporationen im All- 
gemeinen betreffen. 

 
 
 
 
 

 
Ein Behördenmitglied oder eine Mitar- 
beitende oder ein Mitarbeitender tritt in 
den Ausstand, wenn das Geschäft die 
unmittelbaren Interessen von natürli- 
chen oder juristischen Personen betrifft, 
deren gesetzliche, statutarische oder 
vertragliche Vertreterin oder Vertreter 
sie sind. 

 
 
 
Für die Wahrnehmung bürgerrätlicher 
Aufsichtspflichten wird – im Sinn von 
good governance - zusätzlich eine ge- 
nerelle Ausstandspflicht für die Mitglie- 
der des Bürgerrats begründet. Eine sol- 
che ist bereits in § 4 des Reglements 
über die Stiftungsaufsicht des Bürger- 
rats über die der Bürgergemeinde der 
Stadt Basel zugeordneten selbständi- 
gen Stiftungen vorgesehen. Die bisher 
nur im vorgenannten Reglement enthal- 
tene Bestimmung soll aus Gründen der 
Rechtsgleichheit für alle Departements- 
vorsteherinnen und -vorsteher sowie 
Statthalterinnen und Statthalter gelten. 
Die bisherige Bestimmung von § 19 
Abs. 2 Geschäftsordnung Bürgerge- 
meinderat wird neu in der Gemeinde- 
ordnung aufgenommen. 

2.2. Geschäftsordnung des Bürgergemeinderates (BaB 152.100) 
 

Bisherige Bestimmung Neue Bestimmung Bemerkung 

 § 10a Offenlegung von Inte- 
ressenbindungen 

 

 1 Die Mitglieder des Bürgerge- 
meinderats und seiner Kom- 
missionen beraten und stim- 
men ohne Instruktion. 
2 Sie geben bei Amtsantritt 
ihre Interessenbindungen 
schriftlich bekannt. 

Wiederholung der Offenlegungspflicht 
 

 
Zeitpunkt der Bekanntgabe der Interes- 
senbindungen wird geregelt. 
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 3 Die Interessenbindungen 
werden in einem Verzeichnis 
abgebildet. Das Verzeichnis 
wird veröffentlicht. 

Erfassen und Publikation der Interes- 
senbindungen. 
Das Verzeichnis wird auf der BG-Web- 
seite www.bgbasel.ch veröffentlicht. 

 § 10b Ausstand  

 1 Die Ausstandspflicht der Mit- 
glieder des Bürgergemeinde- 
rats und seiner Kommissio- 
nen gilt für die Vorbereitung, 
die Beratung und die Be- 
schlussfassung im Plenum 
und in den Kommissionen. 

Die neu in § 20b Gemeindeordnung ge- 
regelte Ausstandspflicht gilt uneinge- 
schränkt und generell für Plenar- und 
Kommissionssitzungen. 

§ 19 Ausstand bei Abstimmungen § 19 Ausstand  

1 Ein Mitglied hat weder Sitz noch 
Stimme bei der Beschlussfassung 
über ein Rechtsgeschäft oder 
einen Rechtsstreit zwischen ihm, 
seinem Ehegatten, einer mit ihm in 
gerader Linie oder in der Seiten- 
linie bis zum zweiten Grad (Ge- 
schwister, Schwager, Schwägerin) 
verwandten Person einerseits und 
der Bürgergemeinde, ihren Institu- 
tionen oder den ihrer Aufsicht un- 
terstellten Stiftungen und Korpora- 
tionen anderseits. Dasselbe gilt für 
Personen, die der Verwaltung, der 
Direktion oder der Kontrollstelle 
von beteiligten Handelsgesell- 
schaften, Genossenschaften und 
Vereinen angehören. 
2 Ein Ausstand findet nicht statt bei 
Behandlung und Entscheidung 
von Geschäften, welche die Bür- 
gergemeinde,  ihre  Institutionen 
oder die ihrer Aufsicht unterstellten 
Stiftungen und Korporationen im 
allgemeinen betreffen. 
3 Erheben sich über die Frage ei- 
nes Ausstandes Zweifel, so kön- 
nen sowohl der Beteiligte als auch 
die oben bezeichneten Verwand- 
ten desselben an der Beratung 
über diese Vorfrage zur Erteilung 
von Erläuterungen teilnehmen; bei 
der Abstimmung darüber sind sie 
hingegen im Ausstand. 

aufgehoben Die Ausstandspflicht wird neu in der 
Gemeindeordnung aufgenommen und 
im neuen § 10b der Geschäftsordnung 
des Bürgergemeinderats ausgeführt. 

 
 

2.3. Ausführungsbestimmungen zur Geschäftsordnung des Bürgergemeinderates (BaB 
152.110) 

http://www.bgbasel.ch/
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Bisherige Bestimmung Neue Bestimmung Bemerkung 

Keine § 9a Offenlegung der Interes- 
senbindungen, Umfang 

 

 1 Die Mitglieder des Bürgerge- 
meinderats machen Angaben 
zu 
a) ihrer beruflichen Tätigkeit; 
b) Tätigkeiten in Führungs- 

und Aufsichtsgremien in 
in- und ausländischen 
Unternehmungen, Kör- 
perschaften, Genossen- 
schaften, Anstalten und 
Stiftungen des privaten 
und öffentlichen 
Rechts; 

c) Tätigkeiten in Kommissio- 
nen oder anderen Orga- 
nen des Staates (Bund, 
Kanton, Gemeinde), so- 
fern die Wahl nicht durch 
den Bürgergemeinderat 
erfolgt. 

2 Die Kanzlei des Bürgerge- 
meinderats führt aufgrund 
der Angaben ein Verzeichnis. 
Dieses wird alle zwei Jahre 
aktualisiert. 

Diese Regelung orientiert sich an derje- 
nigen für den Grossen Rat und defi- 
niert, welche Angaben erhoben wer- 
den. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Verzeichnis wird alle zwei Jahre 
aktualisiert. 

 
2.4. Geschäftsordnung des Bürgerrates (BaB 153.100) 

 
Bisherige Bestimmung Neue Bestimmung Bemerkung 

keine § 9a Offenlegung von Interes- 
senbindungen 

Analoge Regelung wie beim Bürgerge- 
meinderat 

 1 Die Mitglieder des Bürger- 
rats beraten und stimmen 
ohne Instruktion. 
2 Sie geben bei Amtsantritt 
ihre Interessenbindungen 
schriftlich bekannt. 
3 Die Interessenbindungen 
werden in einem Verzeichnis 
abgebildet. Das Verzeichnis 
wird veröffentlicht. 

 

 § 9b Ausstand Analoge Regelung wie beim Bürgerge- 
meinderat 

 1 Die Ausstandspflicht der Mit- 
glieder des Bürgerrats gilt für 
die Vorbereitung, die Bera- 
tung und die Beschlussfas- 
sung im Plenum und in den 
Kommissionen. 
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§ 15 Ausstand   

1 Die Vorschriften der Geschäfts- aufgehoben Der Verweis auf die Bestimmung in der 
ordnung des Bürgergemeindera-  Geschäftsordnung des Bürgergemein- 
tes betreffend Ausstand bei Ab-  derats wird zu Gunsten einer eigenen, 
stimmungen gelten sinngemäss.  neuen Bestimmung in § 9b aufgeho- 

  ben. 

 
2.5. Ausführungsbestimmungen zur Geschäftsordnung des Bürgerrates (BaB 153.110) 

 
Bisherige Bestimmung Neue Bestimmung Bemerkung 

keine § 6a Offenlegung der Interes- 
senbindungen, Umfang 

Analoge Regelung wie beim Bürgerge- 
meinderat 

 1 Die Mitglieder des Bürger- 
rats machen Angaben zu 
a) ihrer beruflichen Tätigkeit; 
b) Tätigkeiten in Führungs- 

und Aufsichtsgremien in 
in- und ausländischen 
Unternehmungen, Kör- 
perschaften, Genossen- 
schaften, Anstalten und 
Stiftungen des privaten 
und öffentlichen Rechts; 

c) Tätigkeiten in Kommissio- 
nen oder anderen Orga- 
nen des Staates (Bund, 
Kanton, Gemeinde), so- 
fern die Wahl nicht durch 
den Bürgerrat oder den 
Bürgergemeinderat er- 
folgt. 

2 Die Bürgerratsschreiberin 
oder der Bürgerratsschreiber 
führt aufgrund der Angaben 
ein Verzeichnis. Dieses wird 
alle zwei Jahre aktualisiert. 

 

 
2.6. Reglement für die Einbürgerungskommission (BaB 153.300) 

Der Bürgerrat sieht vor, in diesem Reglement die nachfolgenden Änderungen zu beschliessen, sofern 
in der Gemeindeordnung die neuen Bestimmungen zur Interessenbindung und Ausstand aufgenom- 
men werden. 

 
Bisherige Bestimmung Neue Bestimmung Bemerkung 

keine § 5 Offenlegung von Interes- 
senbindungen 

Analoge Regelung wie beim Bürgerge- 
meinderat und Bürgerrat 

 1 Die Mitglieder der Einbürge- 
rungskommission beraten 
und stimmen ohne Instruk- 
tion. 
2 Sie geben bei Amtsantritt 
ihre   Interessenbindungen 
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 schriftlich bekannt und ma- 
chen Angaben zu 
a) ihrer beruflichen Tätigkeit; 
b) Tätigkeiten in Führungs- 

und Aufsichtsgremien in 
in- und ausländischen 
Unternehmungen, Kör- 
perschaften, Genossen- 
schaften, Anstalten und 
Stiftungen des privaten 
und öffentlichen 
Rechts; 

c) Tätigkeiten in Kommissio- 
nen oder anderen Orga- 
nen des Staates (Bund, 
Kanton, Gemeinde), so- 
fern die Wahl nicht durch 
den Bürgerrat oder den 
Bürgergemeinderat er- 
folgt. 

3 Die Kanzlei des Bürgerge- 
meinderats führt aufgrund der 
Angaben ein Verzeichnis, 
welches veröffentlicht und 
alle zwei Jahre aktualisiert 
wird. 

 

keine § 6 Ausstand  

 1 Die Ausstandspflicht der Mit- 
glieder der Einbürgerungs- 
kommission gilt für die Ge- 
sprächsführung, die Beratung 
und die Beschlussfassung. 

Die neu in § 20b Gemeindeordnung ge- 
regelte Ausstandspflicht wird wieder- 
holt. 

 
 

3. Vorabkontrolle des Datenschutzbeauftragten gemäss § 13 IDG i. V. mit § 2 IDV 

Die kantonalen Datenschutzbestimmungen sehen vor, dass das Vorhaben der Bearbeitung von Per- 
sonendaten (vorliegend: Erhebung der Interessenbindungen) insbesondere dann der Vorabkontrolle 
durch die oder den Datenschutzbeauftragten (DSB) unterliegt, wenn ein Gesetz oder eine Verordnung 
es vorsieht. Die oder der DSB gibt die Beurteilung in Form einer Empfehlung ab. 
Der vorliegende Bericht wurde daher dem DSB zur Prüfung vorgelegt. Gemäss E-Mail des DSB vom 
25. März 2024 bestehen aus Datenschutzsicht gegen die vorgesehene Regulierung keine Einwände. 

 
 

4. Kantonales Vorprüfungsverfahren betreffend neue Bestimmungen in der Gemeindeord- 
nung 

Erlass und Änderung der Gemeindeordnung sind genehmigungspflichtige Beschlüsse und sind ge- 
mäss § 13 Abs. 1 des Gemeindegesetzes vor deren Publikation dem Regierungsrat zu unterbreiten. 
Diese Genehmigungspflicht setzt vor der Beschlussfassung durch den Bürgergemeinderat eine Vor- 
prüfung der massgebenden Bestimmungen durch die Staatskanzlei des Kantons Basel-Stadt voraus. 
Der Antrag auf Vorprüfung wurde am 21. Mai 2024 eingereicht. Die Stellungnahme der Staatskanzlei 
ist am 4. Juli 2024 eingetroffen. Zwingender Anpassungs- oder Änderungsbedarf aufgrund einer 
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allfälligen Unvereinbarkeit der neuen Bestimmungen mit höherrangigem Recht ist von Seiten der 
Staatskanzlei nicht ersichtlich. 

 
5. Weiteres Vorgehen / Inkrafttreten 

 
Die Änderungen der Gemeindeordnung müssen nach Beschlussfassung durch den Bürgergemeinde- 
rat und vor deren Publikation dem Regierungsrat zur Genehmigung eingereicht werden. Nach deren 
Vorliegen werden die Änderungen publiziert zusammen mit den Änderungen der beiden Geschäfts- 
ordnungen. Die Änderungen der Gemeindeordnung und der beiden Geschäftsordnungen unterstehen 
dem fakultativen Referendum. 

 
Nach Ablauf der Referendumsfrist (mit entsprechender Publikation) werden die Änderungen der bei- 
den Ausführungsbestimmungen publiziert. Danach wird der Bürgerrat das Inkrafttreten aller vom Bür- 
gergemeinderat beschlossenen Erlassänderungen bestimmen. Der jeweilige Inkrafttretensbeschluss 
wird publiziert. 

 
6. Anträge 

 
Gestützt auf diese Ausführungen beantragt der Bürgerrat dem Bürgergemeinderat die folgende Be- 
schlussfassung: 

://: 

1. Die neuen Bestimmungen § 20a und § 20b der Gemeindeordnung gemäss Berichtsziffer 

2.1. werden beschlossen. Sie sind dem Regierungsrat zur Genehmigung zu unterbreiten. 

 
2. Die neuen Bestimmungen § 10a und § 10b der Geschäftsordnung des Bürgergemeinderates 

gemäss Berichtsziffer 2.2. werden beschlossen und § 19 wird aufgehoben. 

 
3. Die neue Bestimmung § 9a der Ausführungsbestimmungen zur Geschäftsordnung des Bür- 

gergemeinderates gemäss Berichtsziffer 2.3. wird beschlossen. 

 
4. Die neuen Bestimmungen § 9a und § 9b der Geschäftsordnung des Bürgerrates gemäss 

Berichtsziffer 2.4. werden beschlossen und § 15 wird aufgehoben. 

 
5. Die neue Bestimmung § 6a der Ausführungsbestimmungen zur Geschäftsordnung des Bür- 

gerrates gemäss Berichtsziffer 2.5. wird beschlossen. 

 
6. Die Beschlüsse werden publiziert. 

 
7. Die Beschlüsse gemäss Ziffer 1, 2 und 4 unterstehen dem fakultativen Referendum. 

 
8. Der Bürgerrat bestimmt das Inkrafttreten aller Erlassänderungen. 


